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Änderungsantrag 

Fraktion der CDU,  
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 20/2090 zu Drucksache 20/1407 

         
Inhalt des Antrags: Anpassung des Haushaltsplans an die geänderte  

Schutzschirmverordnung (Haushaltsvermerk) 
 
Einzelplan  17 Allgemeine Finanzverwaltung  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  17 01 Allgemeine Finanzierungsvorgänge 
Buchungskreis: 2550 

 
  

 

Titel 623 01 
- Schuldendiensthilfen an Gemeinden und Gemeindeverbände im Rahmen des Kommunalen Schutzschirms -  
 
Zu dem Titel wird folgender Haushaltsvermerk ausgebracht: „Aus den Mitteln dürfen auch Entschuldungs- und 
Zinsdiensthilfen bei Gemeindefusionen gefördert werden (§ 2 Abs. 2 SchuSG; § 1 Abs. 3 Satz 2 und 3 SchuSG).“ 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

Begründung des Änderungsantrags:  
      

Nach § 2 Abs. 2 SchuSG (in der Fassung vom 20.12.2015) können Entschuldungshilfen, die bis Ende Mai 2015 nicht in 

Anspruch genommen wurden, zur anteiligen Entschuldung bei Gemeindefusionen verwendet werden. Nach § 1 Abs. 3 

Satz 2 und 3 SchuSG gewährt das Land den entschuldeten Kommunen zudem auf Antrag eine Zinsdiensthilfe. 

Mit der Fusion der Gemeinden Oberweser und Wahlsburg zur neuen Gemeinde Wesertal besteht zum 01.01.2020 der 

erste Fusionsfall, der aus den „Restmitteln“ des Kommunalen Schutzschirms gefördert werden soll. 

Die Zinsdienst- und Entschuldungshilfen des Landes werden im Folgejahr der Entschuldung erstmals fällig, sodass erst 

mit dem Haushalt 2021 eine Veranschlagung notwendig wird.  

 
 
Wiesbaden, 06.02.2020 

 
Für die Fraktion 
der CDU 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
Michael Boddenberg 

  
  

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
Mathias Wagner (Taunus) 

 

  Drucksache 20/2327 
(zu Druc ksache 16/6172.  Lesung      

 


